
Erklärung der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau 
auf der 4. Tagung der 13. Kirchensynode der EKHN verabschiedet  

auf Empfehlung von Kirchenleitung und Kirchensynodalvorstand am 30. November 2023 
 

Die Mitglieder der 13. Kirchensynode der EKHN und der Kirchenleitung sind bestürzt über die 
schrecklichen Terrorangriffe der Hamas am 7. Oktober. Mit kaum vorstellbarer Grausamkeit wurden 
in Israel Zivilistinnen und Zivilisten jeden Alters und verschiedenster Nationalitäten heimtückisch 
ermordet, verletzt und als Geiseln genommen. Es war der grausamste Angriff auf Jüdinnen und Juden 
nach der Shoa.   

Mit Erschrecken nehmen wir wahr, dass infolge der Gewalteskalation nach dem Terrorüberfall der 
Hamas die Zahl der Beleidigungen und Bedrohungen jüdischer Menschen in Deutschland dramatisch 
zugenommen hat, auf der Straße, in Schulklassen, im Internet bis hin zu Hasszeichen an Häusern, der 
öffentlichen Infragestellung des Existenzrechts Israels sowie einem versuchten Brandanschlag auf eine 
Synagoge in Berlin-Mitte. Antisemitismus ist in Teilen von Kirche und Gesellschaft ungebrochen 
vorhanden. Dem Schüren von Hass gegenüber Jüdinnen und Juden darf kein Raum gegeben werden.   

• Wir nehmen es nicht hin, dass Jüdinnen und Juden sich in Deutschland nicht mehr sicher fühlen 
können. Wir stehen als Evangelische Kirche unmissverständlich an ihrer Seite und bekräftigen 
unsere Verbundenheit mit den jüdischen Gemeinden und Institutionen. Wir bitten unsere 
Gemeinden und Mitglieder, sich daran erkennbar zu beteiligen und ihre Solidarität zum Ausdruck 
zu bringen.   

• Wir verurteilen alle Arten von Übergriffen, Anschlägen, Beleidigungen und Anfeindungen sowie 
jegliche Formen von Antisemitismus und Muslimfeindlichkeit. Beides wird verstärkt in unserer 
Gesellschaft sichtbar. Wir unterstützen die Verantwortlichen in den Städten, Kommunen und bei 
der Polizei darin, solche Aktionen und Übergriffe zu unterbinden und strafrechtlich zu ahnden.   

• Gotteshäuser sind Orte des Gebets und der Hinwendung zu Gott. Sie zu schützen ist staatliche 
Aufgabe (GG Art.4.2). Die Verantwortung der Religionsgemeinschaften sehen wir darin, jeglicher 
Instrumentalisierung von Religion zu widersprechen, die Hass und Menschenverachtung 
propagiert. Wir stellen uns grundsätzlich gegen eine Täter-Opfer-Umkehr.   

In Deutschland und in unserer Kirche haben Dialog und Trialog mit Menschen jüdischen und 
muslimischen Glaubens und auch zwischen ihnen eine gute Tradition, die ihren Ausdruck unter 
anderem in abrahamischen Foren findet und zur Sicherung des inneren Friedens in der Gesellschaft 
beitragen. Diesen inneren Frieden sehen wir durch die Ereignisse im Nahen Osten auch bei uns stark 
gefährdet.   

• Wir ermutigen daher Gemeinden, Dekanate, Einrichtungen und Werke, ihre Räume zu öffnen und 
Gelegenheiten für Dialoge zu schaffen, in denen die jeweils eigenen Betroffenheiten und 
Sichtweisen aus jüdischer, christlicher und muslimischer Perspektive gehört und wahrgenommen 
werden und ein respektvoller Umgang eingeübt werden kann.   

• Wir rufen auf zu Gebeten für die Menschen, die unter dem Terror leiden; für die Opfer in der 
Zivilbevölkerung unter Israelis und Palästinenser*innen; für Menschen jüdischen, christlichen und 
muslimischen Glaubens. Wir bitten, dass alles Menschenmögliche getan wird, um die entführten 
Geiseln zu befreien und ein Ende der Gewalt zu befördern. Wir lassen uns nicht entmutigen, für 
einen gerechten Frieden im Nahen Osten zu beten.   

Wir lassen uns leiten von dem Bekenntnis zur Treue Gottes gegenüber Jüdinnen und Juden, wie es im 
Grundartikel der EKHN festgehalten ist. Dies schließt jegliche Formen von Antijudaismus und 
Antisemitismus aus. Das Existenzrecht Israels steht für uns außer Frage. Wir haben uns wiederholt 
dafür und für ein Selbstbestimmungsrecht der Palästinenser*innen eingesetzt. Dafür stehen wir auch 
weiter ein. Die Vision des gerechten Friedens gehört zum Kernbestand christlicher Verkündigung. 
Gerechter Frieden schützt Menschen vor Gewalt, baut Not ab, fördert die Freiheit und gewährt 
kulturelle Vielfalt. Das wollen wir erneut bekräftigen und unterstützen jegliche Initiativen, die ein 
Leben im Frieden, in Gerechtigkeit und mit Würde für alle Menschen im Heiligen Land zum Ziel haben.   
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